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Vorwort der Verfasser 
 

Mindestlöhne werden in der politischen Debatte oft als Wunderwaffe im Kampf gegen die 

Armut gehandelt. Bei der intensiven Auseinandersetzung mit der Mindestlohndebatte 

haben wir festgestellt, dass es hier nicht anders ist als bei vielen anderen Themen, die 

von den Massenmedien begleitet werden: Wo Argumente fehlen, werden einfach politisch 

korrekte und damit von der veröffentlichten Meinung nicht hinterfragte Schlagwörter 

vorgeschoben. Selbst elementare Wirkzusammenhänge werden schlicht auf den Kopf 

gestellt, um das gewünschte Ergebnis zu erzielen. 

Malte Krome und Barbara Reeb, 15.07.2011 
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Zusammenfassung 

Gegenstand dieses Beitrages ist die Untersuchung des Mindestlohnes hinsichtlich seiner 
Auswirkungen auf die Beschäftigung in den theoretischen Modellen und empirischen 
Studien sowie der rechtlichen Rahmenbedingungen und der Ursachen der Mindestlohn- 
debatte. 

Stichwörter: Mindestlohn, Arbeitsmarkt 

JEL-Klassifikation: J08, J38 
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1 Einleitung  
 
Gesetzesvorhaben werden in Deutschland oft unter dem Gesichtspunkt der sozialen 
Gerechtigkeit diskutiert. Die Mindestlohndebatte stellt hier keine Ausnahme dar, auch hier 
streben sowohl Befürworter als auch Gegner dieses Ziel an, streiten jedoch über die 
richtigen Instrumente. 
 
Mindestlohnbefürworter glauben, dass der Mindestlohn zur Armutsbekämpfung und zu 
einer gerechteren Einkommensverteilung beitragen kann. Dabei nehmen sie Anstoß an 
dem immer größer werdenden Niedriglohnsektor. Mindestlohngegner hingegen 
prophezeien, dass der Zutritt Geringqualifizierter zum Arbeitsmarkt durch einen zu hoch 
angelegten Mindestlohn zusätzlich erschwert wird, weswegen die Arbeitslosigkeit dieser 
Bevölkerungsgruppe weiter ansteigen wird. 
 
Ganz besondere Aufmerksamkeit erfährt dieses Thema in Deutschland aktuell auch 
deshalb, weil am 1.Mai 2011 die Beschränkungen der Arbeitnehmerfreizügigkeit für die 
am 1.Mai 2004 der EU beigetretenen Länder aufgehoben wurden. Ausländische 
Unternehmen können nun ihre Arbeitnehmer zu dem in ihrem Heimatland geltendem 
Lohnniveau in Deutschland einsetzen. Der dabei entstehende Wettbewerb wird als 
Bedrohung angesehen und lässt deshalb sowohl von Arbeitnehmer- als auch von 
Arbeitgeberseite den Ruf nach Schutz durch den Staat in Form von Mindestlöhnen laut 
werden. Dabei wird auch darauf hingewiesen, dass 20 der 27 EU-Mitgliedstaaten bereits 
über einen derartigen Schutz verfügen.  
 
Einführend werden in dieser Arbeit die zwei maßgeblichen theoretischen 
Arbeitsmarktmodelle erläutert. Nach Klärung der theoretischen Beschäftigungswirkungen 
werden in Kapitel 3 ergänzende, in der öffentlichen Diskussion oft benannte Aspekte der 
Debatte beleuchtet. Gängige Praxis in Deutschland war es bisher, dass Mindestentgelte 
zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften für verschiedene Branchen in 
Tarifverhandlungen kollektiv ausgehandelt wurden. Dieses System und der Wandel, den 
dieses in der jüngeren Vergangenheit durchlaufen hat, werden in Kapitel 4 dargestellt. 
Erste Studien über den schon seit längerem bestehenden Mindestlohn in der Baubranche 
fließen ebenso ein. Kapitel 5 widmet sich den empirischen Fakten, die aus dem Ausland 
vorliegen. Insbesondere wird dabei auf die Erfahrungen mit Mindestlöhnen in den USA, 
Großbritannien und Frankreich eingegangen. Im abschließenden Kapitel wird aus den 
Hauptergebnissen der Arbeit ein Fazit abgeleitet, welches auch eine Empfehlung an die 
Wirtschaftspolitik enthält. 
 

2 Mindestlöhne in der Theorie 

2.1 Neoklassischer Arbeitsmarkt 

 
In der neoklassischen Theorie ist der Arbeitsmarkt ein Markt wie jeder andere, somit 
gelten für den Faktor Arbeit die gleichen Gesetzmäßigkeiten wie für andere Güter auch. 
Durch das Zusammentreffen von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt wird der 
Lohn als Preis des Produktionsfaktors Arbeit, genau wie die Preise auf anderen Märkten, 
bestimmt.

1
 Das neoklassische Standardmodell geht dabei von mehreren Annahmen aus: 

Der Arbeitsmarkt ist durch vollkommene Konkurrenz gekennzeichnet, dass heißt der 
Wettbewerb wird weder beschränkt, noch bestehen Markteintritts- oder 
Marktaustrittsbarrieren. Die Anbieter des Faktors Arbeit sind homogen, daher bestehen 
keine Unterschiede in ihrer Produktivität. Transaktionskosten sind nicht existent. Der 
Markt ist transparent, die Ist- und Wird-Situation des Arbeitsmarktes ist somit bekannt. 
Löhne reagieren auf veränderte Bedingungen unverzüglich, da sie vollkommen flexibel 
sind. Die ökonomischen Handlungen der Akteure ergeben sich aus dem Bestreben der 
Arbeitnehmer nach Nutzenmaximierung und dem der Arbeitgeber nach 
Gewinnmaximierung.

2
 Für die Arbeitsanbieter gilt daher, dass sie bei höherem Reallohn 

aufgrund der erweiterten Konsummöglichkeiten eher auf Freizeit zugunsten von Arbeit 

                                                      
1
 Vgl. Keller (2008), S. 270. 

2
 Vgl. Sesselmeier/Funk/Waas (2010), S. 75 f. 
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verzichten, also mehr Arbeit anbieten. Die Arbeitsangebotskurve weist deshalb einen mit 
dem Lohn ansteigenden Verlauf auf.

3
 Da der Absatz der Güter im klassischen Modell 

kein Problem darstellt, erhöhen die Unternehmen ihre Nachfrage nach Arbeitsleistungen, 
wenn bei gegebenen Güterpreisen und gegebener Produktionstechnik die Lohnsätze 
sinken, denn dann rechnet sich auch der Einsatz eines unproduktiveren Arbeiters. Die 
Nachfragekurve weist also einen fallenden Verlauf auf.

4
 Der flexible Reallohn führt zum 

Ausgleich von Arbeitsangebot (LS) und –nachfrage (LD). Auf dem Arbeitsmarkt kommt 
dadurch zu einem Gleichgewichtslohn, der im Schnittpunkt der Arbeitsangebotskurve und 
der Arbeitsnachfragekurve bei Punkt E in Abb. 1 realisiert wird. 

 

Abbildung 1: Klassischer Arbeitsmarkt 

 

Quelle: eigene Darstellung nach Mankiw/Taylor (2008), S. 445. 

 

Arbeitskräfte, die zu diesem Lohnsatz bereit sind zu arbeiten, finden auch entsprechende 
Arbeitsplätze. Unternehmen, die zu diesem Lohnsatz Arbeitnehmer einstellen möchten, 
werden dies tun.

5
 

 
Bei einem funktionierenden Markt ist unfreiwillige Arbeitslosigkeit, bis auf die kurzfristige 
friktionelle Arbeitslosigkeit, die beim Wechsel des Arbeitsplatzes entstehen kann, 
ausgeschlossen. Bei längerer Arbeitslosigkeit kann es sich dann nur um freiwillige 
Arbeitslosigkeit handeln.

6
 Unfreiwillige langfristige Arbeitslosigkeit ist in dieser Theorie 

nur bei Lohnstarrheit möglich. Darunter versteht man die fehlende Flexibilität des 
Reallohnes, die für den Ausgleich des Angebots und der Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt 
notwendig ist. Die durch Lohnstarrheit hervorgerufene Arbeitslosigkeit kann im 
neoklassischen Modell nur durch institutionelle Regelungen entstehen. Dies kann ein 
gesetzlich festgelegter Mindestlohn oder ein durch die Tarifparteien ausgehandelter 
Tariflohn sein. 
Mindestlohnvorschriften legen eine Lohnuntergrenze fest, welche die Entlohnung eines 
beschäftigten Arbeitnehmers nicht unterschreiten darf.

7
 Die Beschäftigungswirkung eines 

über dem Gleichgewichtslohnsatz liegenden Mindestlohnes hängt von zwei Größen ab, 
der Mindestlohnhöhe und der Elastizität der Arbeitsnachfrage. Je weiter der festgesetzte 
Mindestlohn über dem Gleichgewichtslohn liegt, desto mehr Arbeitslosigkeit verursacht 
er, da mit steigendem Mindestlohn die Diskrepanz zwischen Arbeitsangebot und –
nachfrage zunimmt.

8
 In Höhe des Angebotsüberschusses wird sich Arbeitslosigkeit 

einstellen. In Abb.1 wird diese durch die rot eingefärbte Linie gekennzeichnet. 
Mindestlohnbedingte Arbeitslosigkeit kann nur bei Reallöhnen oberhalb des 
Gleichgewichtslohnes entstehen, da andernfalls zulässige Lohnüberbietungsprozesse 
einsetzen werden, die wieder zum markträumenden Gleichgewichtslohn führen. 
Mindestlöhne unterhalb des Gleichgewichtslohnes haben folglich keine Auswirkung auf 
die Beschäftigung.

9
 

                                                      
3
 Vgl. Gräfin von Königsmarck (2010), S. 555. 

4
 Vgl. Welfens (2010), S. 248. 

5
 Vgl. Mankiw/Taylor (2008), S. 444 f. 

6
 Vgl. Sesselmeier/Funk/Waas (2010), S. 82. 

7
 Vgl. Mankiw (2003), S. 190. 

8
 Vgl. Ranitz/Thum (2008), S. 16-18. 

9
 Vgl. Mankiw (2003), S. 190. 
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Die Elastizität der Arbeitsnachfrage beschreibt den Zusammenhang zwischen Lohnhöhe 
und Arbeitsnachfrage. Sie gibt an, um wie viel Prozent die Arbeitsnachfrage sinkt, wenn 
die Arbeitskosten um ein Prozent steigen. Die Stärke dieses negativen Zusammenhangs 
variiert nach Arbeitsmarktsegment, Zeit und Region. Die Elastizität variiert nach Segment, 
da starke Unterschiede in der Arbeitsnachfrage verschiedener Branchen bestehen – die 
Nachfrage nach qualifizierter Arbeit dürfte in der Regel unelastischer sein als die 
Nachfrage nach unqualifizierter Arbeit, da sich letztere leichter durch Maschinen ersetzen 
lässt; sofern es nicht um personengebundene Dienstleistungen geht. Die 
Nachfrageelastizität variiert auch nach Zeit, sie wird mit längerer Fristigkeit zunehmen, 
denn in der langen Frist bieten sich mehr Anpassungsoptionen als kurzfristig. Die 
Elastizität variiert auch nach Regionen, da diese unterschiedliche Strukturmerkmale 
bezüglich des Arbeitsmarktes aufweisen.

10
 

 
Wie bereits oben angesprochen, ist der Tariflohn eine weitere Ursache für Lohn-
starrheiten. Da sie sachlich Mindestlöhne darstellen, sind die Beschäftigungswirkungen 
identisch.

11
 

 
Der Hauptkritikpunkt an dem neoklassischen Modell richtet sich an die Annahmen, dass 
es sich bei dem Arbeitsmarkt um einen Markt wie jeden anderen handelt und dieser alle 
Charakteristika eines vollkommenen Marktes aufweist. Innerhalb der neoklassischen 
Theorie haben sich deshalb vor allem die zwei im Folgenden erläuterten 
Weiterentwicklungen des Modells herausgebildet.  
 
Mehrfach wurde der Versuch unternommen, den Arbeitsmarkt als Markt zu beschreiben, 
der monopsonistische Strukturen aufweist. In einem Monopson besteht ein 
Nachfragemonopol, d.h. ein Arbeitgeber ist alleiniger Akteur der Nachfrageseite auf dem 
regionalen Arbeitsmarkt. Damit hat er die Macht den Lohn zu beeinflussen. Dem 
monopsonistischen Arbeitgeber ist es möglich einen Lohn zu zahlen, der unterhalb des 
Wertgrenzprodukts der Arbeitnehmer liegt. Sofern es sich um einen solchen Arbeitsmarkt 
handelt, lassen sich keine eindeutigen Verbindungen zwischen einem Mindestlohn und 
den Auswirkungen auf die Beschäftigung eruieren. Ein gesetzlicher Mindestlohn hindert 
den Arbeitgeber daran, seine Machtposition auszunutzen und kann sogar - bis zur 
Herbeiführung eines der Grenzproduktivität der Arbeit entsprechenden Lohnes - positive 
Auswirkungen auf die Beschäftigung haben.

12
 Unter Maximierung seines Gewinns wird 

ein Lohn- und Beschäftigungsniveau realisiert (w0,L0), das geringer ausfällt als im 
Wettbewerbsmodell. Abbildung 2 zeigt diesen Sachverhalt. 
 

Abbildung 2: Neoklassischer Arbeitsmarkt und Monopson 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Beck (2000), S. 227. 

 

                                                      
10

 Vgl. Ragnitz/Thum (2008), S. 16-19. 
11

 Vgl. Mankiw (2003), S. 193. 
12

 Vgl. Schulten (2005), S. 192. 
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Durch Gegenüberstellung der Bedingungen, denen ein einzelner Arbeitgeber im 
vollkommenen Wettbewerb einerseits und ein Monopsonist andererseits unterliegen, 
lassen sich die Zusammenhänge gut verdeutlichen. Der Arbeitgeber im vollkommenen 
Wettbewerb ist Preisnehmer auf dem Arbeitsmarkt und zahlt den Marktlohn unabhängig 
davon, wie viele Arbeitnehmer er einstellt. Zum gegebenen Lohn kann er eine 
unbegrenzte Anzahl an Arbeitnehmern einstellen. Für den einzelnen Arbeitgeber ist die 
Angebotskurve daher eine Waagerechte in Höhe des Marktlohns, durch sie werden die 
Grenzkosten der Arbeit vorgegeben. Sind die Grenzkosten der Arbeit gleich dem 
Wertgrenzprodukt der Arbeit, ist der optimale Zustand erreicht. Diese 
Optimierungsbedingung gilt unverändert für den gewinnmaximierenden Monopsonisten. 
Der Unterschied liegt darin, dass für ihn eine ansteigende Angebotskurve gilt(Ls). Um 
zusätzliche Arbeitnehmer einzustellen, muss er höhere Löhne zahlen. Dabei zahlt ein 
nicht diskriminierender Monopsonist allen Arbeitnehmer den gleichen Lohnsatz. Daraus 
ergibt sich eine ansteigende Grenzkostenkurve (MC), die steiler ist als die 
Angebotskurve. Aus der Maximierungsbedingung, der Gleichsetzung von Grenzkosten 
und Wertgrenzprodukt (LD), folgt damit das niedrigere Beschäftigungsniveau von L0, bei 
einem geringeren Lohnniveau von w0. 
 
Bei der Einführung eines Mindestlohnes in Höhe von wm stellt dieser bis zu seiner Höhe 
die Grenzkosten der Arbeit für das Unternehmen dar und führt zu einem 
Beschäftigungsniveau in Höhe von L1. Bei optimaler Festlegung des Mindestlohnes 
kann, wie in der vorliegenden Abbildung in Punkt (wm/L1), das Gleichgewichtsergebnis 
eines vollkommenen Arbeitsmarktes erreicht werden. Jedoch kann der 
Beschäftigungsanstieg durch die Einführung von Mindestlöhnen nur zu Lasten der 
Unternehmensgewinne erzielt werden, was die Gefahr rückläufiger Investitionstätigkeit 
und folglich wieder geringerer Beschäftigung birgt.

13
 Damit eine Monopson-Situation 

beständig ist, müssen neben hohen Marktzugangsbarrieren auch starke 
Mobilitätshemmnisse der Arbeitnehmer existieren.

14
 Die meisten Ökonomen sind sich 

allerdings einig, dass die Annahmen des Monopsons realitätsfremd sind, da in den 
meisten Fällen Unternehmen um die Arbeitskräfte in Wettbewerb treten und somit 
positive Beschäftigungseffekte durch Mindestlöhne nicht zu erwarten sind.

15
 

 
Im Gegensatz zum Monopson betrifft die Abweichung vom vollkommenen Markt beim 
„anormalen Verlauf“ die Angebotsseite des Arbeitsmarktes. Im neoklassischen 
Standardmodell geht man davon aus, dass das Arbeitsangebot mit sinkendem Lohnsatz 
abnimmt. Insbesondere bei armen Arbeitnehmern ist dies allerdings nicht zwingend. 
Wenn durch die Senkung des Reallohnes vermehrt Arbeit angeboten wird spricht man 
von einer anormalen Reaktion des Arbeitsangebotes. Durch das zusätzliche Angebot bei 
sinkendem Lohn versuchen die betroffenen Arbeitnehmer ihre Existenz zu sichern. Bei 
diesem Verlauf der Angebotskurve existieren zwei mögliche Gleichgewichtslagen. Wird in 
dieser Situation ein Mindestlohn eingeführt, der zwischen den beiden 
Gleichgewichtszuständen liegt, könnte der niedrigere Lohn vermieden werden und sich 
somit der höhere Gleichgewichtslohn einpendeln.

16
 In Deutschland ist ein anormaler 

Verlauf des Arbeitsangebots wegen der relativ starken sozialen Absicherung allerdings 
nicht vorhanden. Dieses Problem tritt vorwiegend in Entwicklungsländern auf, in denen 
die Löhne häufig so niedrig sind, dass sie kaum ein Überleben sichern können und 
zudem jegliche soziale Absicherung fehlt.

17
 

 

2.2 Keynesianischer Arbeitsmarkt 

 
Durch die Erfahrungen der Weltwirtschaftskrise in den 1920er/1930er Jahren und den 
damit verbundenen exorbitanten Anstieg der Arbeitslosigkeit wurde die optimistische 
Sichtweise der Klassik bezweifelt. Deshalb wurde nach einer neuen Theorie gesucht, die 
für diese lang anhaltende Massenarbeitslosigkeit Erklärungsansätze bot. Im Hintergrund 
dieser Gegebenheiten erschien 1936 das Werk von Keynes „The General Theory of 
Employment, Interest and Money“, das mit seinen Analysen einen Kontrast zu der bis zu 

                                                      
13

 Vgl. Beck (2000), S. 227 f. 
14

 Vgl. Franz/Weder di Mauro/Wiegard (2008), S. 9. 
15

 Vgl. Mankiw (2003), S. 193. 
16

 Vgl. Welfens (2010), S. 249. 
17

 Vgl. z.B. Wienert (2008), S. 48. 
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diesem Zeitpunkt unbestrittenen klassischen Theorie darstellte. Keynes lehnte die 
Sichtweise der Klassik ab, wonach eine freie Marktwirtschaft ohne Eingriffe des Staates 
zu einem gesamtwirtschaftlichen Gleichgewicht neigt. Eher sah er es als Aufgabe des 
Staates an, durch entsprechende Interventionen für Vollbeschäftigung zu sorgen.

18
 Bei 

Keynes ist der Arbeitsmarkt im Gegensatz zur Klassik nicht unabhängig gegeben, 
sondern wird vom Gütermarkt abgeleitet. Aus diesem Grund wird die Nachfrage nach 
Arbeitskräften nicht durch den Lohn, sondern allein durch die Nachfrage auf dem 
Gütermarkt bestimmt, die wiederum die Höhe der Produktion festlegt. Unabhängig von 
der Lohnhöhe werden weniger Arbeitskräfte benötigt, wenn die Nachfrage auf dem 
Gütermarkt sinkt. Persistente Arbeitslosigkeit wurde somit durch die neue Theorie 
erklärbar. Im Falle einer Unterbeschäftigung kann diese folglich nur durch eine Belebung 
der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage behoben werden. Durch Lohnsenkungen zur 
Behebung der Unterbeschäftigung kann nach Keynes keine Besserung erwartet werden, 
da durch niedrigere Löhne die Kaufkraft zurückgeht und somit die Güternachfrage und 
die Produktion weiter abnimmt.

19
 

 
Durch die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes lassen sich aus keynesianischer 
Sicht zwei positive Auswirkungen auf Wachstum und Beschäftigung herleiten. Zum einen 
kann er zu einer stabileren Nachfrage verhelfen. Der Grund dafür ist, dass die 
Niedriglohnbezieher, gemessen an ihrem zu Verfügung stehendem Einkommen, einen 
relativ größeren Anteil für Konsumzwecke ausgeben. Eine Erhöhung niedriger 
Einkommen durch einen Mindestlohn führt daher direkt zu zusätzlichem Konsum. Durch 
die Verknüpfung des Gütermarktes mit dem Arbeitsmarkt erhöht sich nun auch die 
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt und die Arbeitslosigkeit nimmt damit ab. Zum anderen 
besteht in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit die Gefahr deflationär wirkender Lohnkürzungen. 
Für ein einzelnes Unternehmen können Lohnkürzungen in dieser Situation zwar von 
Vorteil sein, für die Wirtschaft insgesamt kann dies allerdings die große Gefahr einer 
Deflation mit sich bringen. Ein Mindestlohn kann in diesem Fall als Blockade für zu hohe 
Lohnkürzungen positive Wirkungen mit sich bringen.

20
  

 
 

3 Ergänzende Argumente der öffentlichen Diskussion 

3.1 Fairer Wettbewerb 

 
Der Aspekt des fairen Wettbewerbs ist Gegenstand der Mindestlohndebatte. 
Mindestlohnbefürworter argumentieren, dass ohne Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohnes in Deutschland aufgrund der Arbeitnehmerfreizügigkeit ein unfairer 
Wettbewerb entstehen wird. Dieser würde sich aus einem „Lohndumping“ vor allem 
seitens der osteuropäischen Niedriglohnarbeiter ergeben. Darunter wird nicht, wie nach 
den allgemeinen Handelsregeln der WTO, ein Verkauf unter einheimischen Preisen, also 
eine räumliche Preisdifferenzierung verstanden. Gemeint ist ein Lohnwettbewerb der sich 
aus einem allgemeinen Kostenvorteil ergibt.  
 
Der Mindestlohn soll verhindern, dass ausländische Unternehmen diesen Kostenvorteil 
nutzen können, indem sie ihre Mitarbeiter in Deutschland nicht zu den im Herkunftsland 
geltenden niedrigeren Löhnen beschäftigen können. So sollen Arbeitsplätze in 
Deutschland gesichert werden. Mindestlohngegner verneinen die Vorteile dieser 
wettbewerbsunterbindenden Maßnahme. Diese würde eine protektionistische Maßnahme 
darstellen, die für einzelne Arbeitnehmer zwar von Vorteil wäre, Deutschland würde sich 
aber selbst einer möglichen Wohlstandssteigerung berauben. Bieten ausländische 
Arbeitskräfte ihre Arbeitskraft billiger an als die Deutschen, haben die deutschen Kunden 
den Vorteil, denn Güter und Dienstleistungen werden billiger. Ein Mindestlohn stellt im 
übertragenen Sinne einen Importzoll auf den ausländischen Faktor Arbeit dar. Ein 
Einfuhrzoll bewirkt, dass der Import günstiger Waren durch ineffiziente inländische 
Produktion substituiert wird. Die negativen Konsequenzen, die sich durch die Einführung 
eines Mindestlohnes ergäben, wären identisch.  
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Die Arbeitnehmerfreizügigkeit verursacht Anpassungslasten für manche Arbeitnehmer. 
Diese sind aber nicht höher als für jeden Arbeitnehmer, der bei der Produktion von im 
internationalen Wettbewerb stehenden Gütern mitwirkt. Täglich stehen diese Produkte in 
deutschen Supermärkten im Wettbewerb mit identischen ausländischen Erzeugnissen. 
Greift der Kunde zum billigeren ausländischen Produkt birgt das, genau wie direkter 
Lohnwettbewerb, die Gefahr des Arbeitsplatzabbaus in Deutschland. Lohnwettbewerb 
der Arbeitnehmer ist nicht weniger legitim. Langfristig führt dieser Wettbewerb aber zu 
einer optimalen Ressourcenallokation, aus der neue Beschäftigungsmöglichkeiten 
entstehen.

21
 

 

3.2 Lohnungleichheit Mann-Frau 

 

Gender Mainstreaming bedeutet, bei allen Vorhaben die unterschiedlichen 
Lebenssituationen und Interessen von Frauen und Männern von vornherein und 
regelmäßig zu berücksichtigen, um eine tatsächliche Gleichstellung der verschiedenen 
Geschlechtergruppen zu bewirken.

22
 Dieses wird in Deutschland praktiziert und deshalb 

wird auch der Mindestlohn auf seine Wirkung auf die Geschlechtergleichstellung 
untersucht. Dabei sorgte zuletzt wieder die Meldung für Aufsehen, Frauen verdienten in 
Deutschland 23 Prozent weniger als Männer.

23
 Sollte hier eine Benachteiligung der 

Frauen vorliegen und der Mindestlohn geeignet sein, diese aufzuheben, hätte der 
Mindestlohn in diesem Bereich tatsächlich eine nützliche Funktion. Diese Lohnlücke kann 
aber nur dann eine Benachteiligung anzeigen, wenn Gleiches mit Gleichem verglichen 
wird. Aktuelle Veröffentlichungen zum geschlechtsspezifischen Lohnunterschied auf 
Basis der amtlichen Statistik beschränken sich jedoch ausschließlich auf den 
„unbereinigten Gender Pay Gap“. Dabei bleiben die verschiedenen Ursachen des 
Lohnunterschieds unberücksichtigt. Grund für dieses Vorgehen ist eine Vereinbarung auf 
Ebene der Europäischen Union (EU),

24
 durch die eine einheitliche Ermittlung und damit 

bessere Vergleichbarkeit gewährleistet wird. Eine Ursachenanalyse und die 
Quantifizierung des bereinigten „Gender Pay Gap“ liegen nun aber in Form einer Studie 
des Statistischen Bundesamtes vor.

25
 Ergebnis dieser Studie ist, dass in Deutschland 

rund 63 Prozent des unbereinigten Gender Pay Gap auf Strukturunterschiede bzgl. 
lohnrelevanter Eigenschaften zwischen Männern und Frauen zurückzuführen sind. 
Als die wichtigsten strukturellen Unterschiede wurden dabei die unterschiedliche 
Berufswahl bei Männern und Frauen sowie die schlechtere Ausbildung und die häufigere 
Teilzeitbeschäftigung der Frauen ausgemacht. Eine schlechtere Bildung bei Frauen liegt 
aber nur noch bei den älteren Arbeitnehmerinnen vor, Teilzeitbeschäftigung wird von 
Frauen häufig nach einer Erwerbspause wegen Kinderbetreuung gewählt. Bei gleichen 
lohnrelevanten Eigenschaften liegt der geschlechterspezifische Lohnunterschied also bei 
8 Prozent ((100 Prozent - 63 Prozent) * 23 Prozent). Tätigkeit, Ausbildung, 
Unternehmensgröße, Dienstalter und weitere Merkmale wurden bei dieser Studie also 
berücksichtigt. Bei Aufnahme weiterer Eigenschaften hätte sich der bereinigte Gender 
Pay Gap möglicherweise weiter verringert. Zudem betrifft der Lohnunterschied von 8% 
alle Lohngruppen, von einem Mindestlohn profitierten aber nur die Frauen mit den 
niedrigsten Löhnen, so dass sich diese Prozentzahl nur geringfügig verringern würde. 
Unter Beachtung dieser Zahlen und der gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen eines 
Mindestlohnes lässt sich dessen Einführung allein wegen des Zieles einer 
geschlechterneutralen Entlohnung nur schwerlich vertreten. 
 

3.3 Armut 

 

Mit dem Mindestlohn wird die Hoffnung verknüpft, dass er das Phänomen der 
Erwerbsarmut, die auch „working poor“ genannt wird, beseitigen kann. Unter „working 
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poor“ versteht man Beschäftigte, die trotz bezahlter Arbeit in einem Haushalt unterhalb 
der nationalen Armutsgefährdungsgrenze leben,

26
 was nach Definition der EU bedeutet, 

weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens zu verdienen.
27

 Der Mindestlohn wäre 
geeignet, diese Hoffnung zu erfüllen, wenn die Menschen, die jetzt Löhne unterhalb eines 
(fiktiven) Mindestlohnes erhalten, auch einem armutsgefährdeten Haushalt angehören 
würden und der Mindestlohn das verfügbare Nettoeinkommen dieser Haushalte erhöht. 
Unter der Annahme, dass ein Mindestlohn keine Auswirkung auf Arbeitsangebot und 
Arbeitsnachfrage hat, kommt eine Studie des DIW Berlin aber zu dem Ergebnis, dass 
durch die Einführung eines Mindestlohnes von 7,50 Euro kaum armutsmindernde 
Wirkungen auftreten. Im Niedriglohnbereich käme es zu einem Anstieg der 
durchschnittlichen Bruttostundenlöhne von mehr als 30 Prozent (im untersten Lohndezil). 
Netto wären die Auswirkungen auf die Haushaltseinkommen dagegen gering. Der 
Anstieg betrüge nur etwa 25 Prozent des Bruttolohnzuwachses. Grund für diesen 
niedrigen Zusammenhang sind die mit hohen Transferentzugsraten der sozialen 
Sicherungssysteme in Deutschland. Außerdem leben die vom Mindestlohn betroffenen 
Personen nicht überproportional stark in armutsgefährdeten Haushalten, zu denken ist 
dabei beispielsweise an hinzuverdienende Ehegatten.

28
 Berücksichtigt man, dass 

besonders Erwerbslose von Armut betroffen sind, muss die Fähigkeit des Mindestlohnes, 
Armut zu bekämpfen, noch pessimistischer beurteilt werden.

29
 

 

4 Mindestlohn in Deutschland 

4.1 Rahmenbedingungen der Lohnbildung und ihre Entwicklung 

4.1.1 Tarifautonomie und Tarifvertrag 

 
Die Mechanismen, derer sich Arbeitsanbieter und Arbeitsnachfrager zum 
Interessenausgleich bedienen, haben Ihre Grundlage in Art. 9 III GG: „Das Recht, zur 
Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu 
bilden, ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet“. Dieses als Koalitionsfreiheit 
bezeichnete Grundrecht lässt sich in zwei Gewährleistungsbereiche unterscheiden. Zum 
einen in die positive Koalitionsfreiheit, in der das Recht des Einzelnen zum Ausdruck 
gebracht wird, Gewerkschaften oder Arbeitgeberverbände zu gründen, ihnen beizutreten 
oder für sie tätig zu werden und zum anderen in die negative Koalitionsfreiheit, in der das 
reziproke Recht Niederschlag findet, Koalitionen fernbleiben zu können.

30
 

 
Jedoch schützt das Grundgesetz nicht nur diese beiden Formen der individuellen, 
sondern auch die kollektive Koalitionsfreiheit, welche sowohl die Bestands- als auch die 
Betätigungsgarantie einschließt. Während Erstere die Rechte auf freie Koalitionsbildung, 
Fortbestand der Koalition und Mitgliederwerbung sowie die Garantie der autonomen 
innerverbandlichen Organisation umfasst, schützt das Grundgesetz mit der 
Betätigungsgarantie insbesondere die Tarifautonomie

31
, worunter das Recht der 

Tarifvertragsparteien verstanden wird, Entgelte und andere Arbeitsbedingungen frei von 
staatlichen Eingriffen verhandeln und abschließen zu können.

32
 

Neben der Tarifautonomie bildet das Tarifvertragsgesetz (TVG) die zweite rechtliche 
Grundlage des Tarifverhandlungssystems. Das TVG legt die Rahmenbedingungen für 
Verhandlungen der Tarifvertragsparteien fest. Ziel von Tarifverhandlungen ist es, für 
einen bestimmten Geltungsbereich kollektive Regelungen der Entlohnung und der 
anderen Arbeitsbedingungen festzulegen. 
 
Der Tarifvertrag ist ein schriftlich geschlossener Vertrag zwischen einer Gewerkschaft 
einerseits und einem Arbeitgeber oder einem Arbeitgeberverband andererseits. Er enthält 
zwei zentrale Pflichten: Zum einen die Friedenspflicht, die besagt, dass während der 
Laufzeit des Tarifvertrages Arbeitskampfmaßnahmen ausgeschlossen sind. Damit 
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können sich beide Tarifvertragsparteien während der Laufzeit auf feste 
Arbeitsbedingungen einstellen, was den Arbeitnehmern bestimmte 
Mindestarbeitsbedingungen gewährleistet und für die Arbeitgeber Planungssicherheit 
bedeutet. Zum anderen enthält der Tarifvertrag die Durchführungspflicht, welche besagt, 
dass die beteiligten Tarifvertragsparteien verpflichtet sind, sich an die Bestimmungen des 
Tarifvertrages zu halten. 
 
Tarifverträge lassen sich danach unterscheiden, ob sie zwischen einer Gewerkschaft und 
einem Arbeitgeberverband (Verbands- bzw. Flächentarifvertrag) oder mit einem 
einzelnen Arbeitgeber geschlossen (Firmen- bzw. Haustarifvertrag) werden. In 
Deutschland überwiegen traditionell großflächige Verbands- bzw. Flächentarifverträge.

33
 

Durch Tarifverträge werden lediglich Mindestanforderungen an ein Arbeitsverhältnis 
gestellt, die nach §4 TVG von den Unternehmen zugunsten der Arbeitnehmer abgeändert 
werden können.

34
 

 
Ferner gibt es das Mindestarbeitsbedingungsgesetz (MindArbBedG) aus dem Jahre 
1952, in dem „die unterste Grenze der Entgelte und sonstigen Arbeitsbedingungen“ (§4 
MindArbBedG) definiert werden. Allerdings fand dieses Gesetz seither noch keinen 
Einsatz, da es subsidiär zu den bisher stets bestehenden tarifvertraglichen Regelungen 
angewandt wird.

35
 

 
 
4.1.2 Institutionen der Tariflohnbildung 

 

Bei der Tariflohnbildung in Deutschland spielen die Gewerkschaften sowie die 
Arbeitgeberverbände eine entscheidende Rolle, auf sie wird im Folgenden näher 
eingegangen. Dem Staat steht bei dieser Aufgabe lediglich das Recht zu, an die 
Tarifvertragsparteien Einschätzungen über den Verlauf der Konjunktur sowie 
Empfehlungen zu richten.

36
 

 
Unter einer Gewerkschaft wird ein Interessenverband verstanden, zu dem sich abhängig 
beschäftigte Arbeitnehmer zusammenschließen, um ihre wirtschaftliche und soziale Lage 
zu verbessern sowie Tarifverträge abzuschließen.

37
 Der Deutsche Gewerkschaftsbund 

(DGB) ist der größte Dachverband auf Gewerkschaftsseite und umfasst acht 
Einzelgewerkschaften, die mehr als 80 Prozent aller organisierten Arbeitnehmer 
repräsentieren. Die bedeutendsten Mitglieder des DGB sind die die Industriegewerkschaft 
Metall (IGM) und die Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di). Diese und die 
anderen Einzelgewerkschaften sind für die Tarifpolitik zuständig, der DGB übernimmt 
lediglich eine Abstimmungsfunktion.

38
 

 
Andere Partei bei den Tarifverhandlungen sind die Arbeitgeberverbände. Sie haben die 
Aufgabe, die Interessen ihrer Mitglieder gegenüber Gewerkschaften und dem Staat zu 
vertreten. Der Spitzenverband auf Arbeitgeberseite ist die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA). Dessen Aufgabe es ist, die unterschiedlichen 
Tarifpolitiken der unter ihr zusammengeschlossenen Mitglieder miteinander in Einklang 
zu bringen und damit die Transaktionskosten der einzelnen Unternehmen zu reduzieren. 
Mitglied der BDA können die einzelnen Unternehmen nur über Ihre Verbände sein. 
Äquivalent zu der Situation des DGB kann der BDA selbst keine Tarifverträge 
abschließen, dies bleibt den einzelnen Fachverbänden überlassen.

39
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4.1.3 Allgemeinverbindlichkeitserklärung 

 

Regelungen eines Tarifvertrages gelten im Gegensatz zu Gesetzen nicht für Jedermann. 
Sofern es sich um einen Verbandstarifvertrag handelt, gelten die Regelungen für die 
Gewerkschafts- und die Arbeitgeberverbandsmitglieder. Handelt es sich dagegen um 
einen Firmentarifvertrag, ist die Gewerkschaft und nur der eine Arbeitgeber, der selbst 
Partei des Tarifvertrages ist, an den Tarifvertrag gebunden. Besteht in einem Ausschuss 
von Spitzenvertretern der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden Einigkeit darüber, 
dass dem Bundesminister für Arbeits- und Sozialordnung ein Antrag auf Erklärung der 
Allgemeinverbindlichkeit eines Tarifvertrages vorgelegt werden soll, kann dieser dem 
zustimmen, sofern mindestens die Hälfte der Arbeitnehmer eines Tarifgebietes unter den 
Tarifvertrag fällt. Ziel der Allgemeinverbindlichkeitserklärung (AVE) ist es, die 
Rechtsnormen im Geltungsbereich eines Tarifvertrages trotz der negativen 
Koalitionsfreiheit auch auf nicht organisierte Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
auszudehnen.

40
 Dies ist rechtlich problematisch, da das Grundgesetz die negative 

Koalitionsfreiheit gewährt, aber durch eine AVE solche Arbeitnehmer berührt werden, die 
sich willentlich gegen eine Gewerkschaftsmitgliedschaft entschieden haben. Das 
Bundesverfassungsgericht hat aber die Rechtmäßigkeit dieser Vorgehensweise 
festgestellt. 
 
4.1.4 Arbeitnehmerentsendegesetz 

 

Eine weitere Möglichkeit, nicht organisierte Arbeitnehmer in die Anwendung eines 
Tarifvertrages einzubinden bietet das Arbeitnehmerentsendegesetz (AentG). Das Gesetz 
verpflichtet ausländische Unternehmer, die tariflichen Mindestarbeitsbedingungen für ihre 
in Deutschland eingesetzten Arbeitnehmer nicht zu unterschreiten, sofern das 
Unternehmen zu einer Branche gehört, für die das AentG gilt. Voraussetzung zur 
Aufnahme einer Branche ins AentG ist, dass der Tarifvertrag bereits für 
allgemeinverbindlich erklärt wurde. Dies kann entweder nach dem in Abschnitt 3.1.3 
beschriebenen Verfahren oder auch vereinfacht erfolgen, indem dies vom 
Bundesminister für Arbeits- und Sozialordnung ohne das Einvernehmen mit dem 
Tarifausschuss erklärt wird.

41
 

 
4.1.5 Schlussfolgerungen sowie Ursachen der Mindestlohndebatte 

 

Ursprünglich haben auch die Gewerkschaften den Mindestlohn abgelehnt. Der Konsens 
der Tarifautonomie war unstrittig und staatliche Interventionen wurden abgelehnt, denn 
die Tarifverträge galten als wirksames Äquivalent zu einem gesetzlichen Mindestlohn.

42
 

Heute fordert der DGB einen Mindestlohn in Höhe von 8,50 Euro.
43

 Dieser Wandel hat 
verschiedene Gründe. Die Gewerkschaften haben in den letzten Jahren an Bedeutung 
verloren. Im Jahre 2009 waren in Westdeutschland mehr als die Hälfte der Unternehmen 
und rund ein Drittel der Beschäftigten ohne Tarifvertrag. In Ostdeutschland gilt dies für 
drei Viertel aller Unternehmen und knapp die Hälfte der Beschäftigten.

44 
Ein wichtiger 

Grund für diese Entwicklung ist der Strukturwandel. Der steigende Anteil der 
Beschäftigten im Dienstleistungssektor verfügt im Durchschnitt über eine höhere 
Qualifikation als die traditionell gewerkschaftsnahen Industriearbeiter, weshalb sich für 
sie die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft weniger lohnt.

45
 Aber auch die Nicht-

Mitgliedschaft von Unternehmen in Arbeitgeberverbänden hat die Bindungswirkung von 
Flächentarifverträgen verringert.

46
 Es besteht also kein flächendeckendes Netz von 
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tariflichen Mindeststandards mehr, auch wenn sich nicht wenige Arbeitgeber, die nicht 
gebunden sind, an ihnen orientieren.  
 
Ein weiteres Argument des DGB für Mindestlöhne ist der aus seiner Sicht zu große 
Niedriglohnsektor. Unter einem Niedriglohn versteht der DGB einen Lohn, der unterhalb 
von 2/3 des nationalen Medianlohnes liegt. Diese Einordnung leitet er aus der 
Europäischen Sozialcharta (ESC) von 1961 ab.

47 
In der ESC ist diese Berechnung aber 

nicht exakt geregelt, sie spricht nur von einem „Arbeitsentgelt (..), welches ausreicht, um 
ihnen und ihren Familien einen angemessenen Lebensstandard zu sichern.“ 2006 lag die 
Niedriglohngrenze nach obiger Definition bei 9,85 Euro Stundenlohn. 49,2 Prozent der 
atypisch Beschäftigten erhielten einen Verdienst unterhalb dieser Grenze. Als atypisch 
beschäftigt gelten Arbeitnehmer mit weniger als 21 Wochenstunden Arbeitszeit, 
geringfügig Beschäftigte und Zeitarbeitnehmer. Unter den Beschäftigten in einem 
Normalarbeitsverhältnis war der Anteil mit 11,1 Prozent deutlich geringer.

48
 

Häufig nicht von Tarifverträgen abgedeckte Dienstleistungsberufe mit atypischer 
Beschäftigung und geringen Löhnen dienen den Gewerkschaften als Argument für die 
Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes. Selbst haben sie aber auch Tariflöhne 
abgeschlossen, die deutlich unter dem von ihnen selbst geforderten Mindestlohn liegen. 
In allen neuen Bundesländern liegen die von der IG-BAU verhandelten 
Tariflohnuntergrenzen im Floristikhandwerk bei unter 5 Euro. In Brandenburg hat ver.di 
einen Tarifvertrag im Friseurhandwerk von 3,05 Euro abgeschlossen, ungelernte Friseure 
erhalten 2,75 Euro per Tarif. Aber auch im Sanitär-Heizung-Klimahandwerk erreicht in 
Gesamtdeutschland keine Tariflohnuntergrenze den geforderten Mindestlohn von 8,50 
Euro.

49 
Die Forderung der Gewerkschaften nach einem gesetzlichen Mindestlohn wird 

deshalb gelegentlich auch als Eingeständnis gewertet, zur Absicherung vor Lohnverfall 
unfähig zu sein.

50
  

 

4.2 Mindestlohn durch Sozialtransfer und die König/Möller-Studie 

 
Ziel des Sozialstaates ist es, einen Mindestlebensstandard für diejenigen Menschen zu 
sichern, die diesen nicht aus eigener Kraft erreichen können. Die Kontrahenten in der 
Mindestlohndebatte sind sich jedoch nicht einig darüber, wer die dafür entstehenden 
Kosten tragen soll.

51
 Erwerbsfähige Hilfebedürftige haben in Deutschland einen Anspruch 

auf Arbeitslosengeld II (ALG II). Damit soll den Hilfebedürftigen ein menschenwürdiges 
Leben ermöglicht und somit dem Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes Rechnung 
getragen werden. Das Leistungsniveau soll dabei dem „soziokulturellen 
Existenzminimum“

52
 entsprechen. 

 
Wenn man unterstellt, dass ein Mensch nicht für etwas arbeiten wird, was er auch ohne 
Anstrengungen bekommen kann, stellt die soziokulturelle Existenzsicherung des Staates 
einen impliziten Mindestlohn dar. Arbeit wird dann nur angeboten, wenn der Lohn für die 
Leistung höher ist als der Sozialtransfer vom Staat für die Nichtleistung.

53
 Für einen 

alleinstehenden Vollzeitbeschäftigten muss die Wirtschaft demnach etwa 4,50 Euro pro 
Stunde zahlen, um zumindest das ALG II Niveau zu erreichen.

54
  

 
Neben dem impliziten Mindestlohn gibt es in Deutschland durch die Allgemeingültigkeit 
des Tarifvertrages im Baugewerbe seit 1996 auch einen faktischen Mindestlohn in dieser 
Branche. König und Möller haben die sich daraus ergebenen Effekte untersucht.

55
 Wie 

Card und Krueger haben sie dabei die Differenz-von-Differenzen Methode angewandt. 
Vor und nach Einführung des Mindestlohnes wurden die Zustände einer Gruppe mit 
denen einer anderen, der Kontrollgruppe, verglichen. Die eine Gruppe besteht aus 
Arbeitnehmern, die vorher weniger als den Mindestlohn bekamen. Die Kontrollgruppe 
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bekam vorher etwas mehr als den Mindestlohn. Der geringe Lohnunterschied sollte 
sicherstellen, dass die Arbeitnehmer der beiden Gruppen ansonsten möglichst gleiche 
Eigenschaften und Beschäftigungsbedingungen aufwiesen, so dass man davon 
ausgehen konnte, dass sich ohne Mindestlohneinführung die Entwicklung der 
Beschäftigung und Löhne gleich verhalten hätte. Für Ost-und Westdeutschland ergaben 
sich dabei unterschiedliche Ergebnisse. In Ostdeutschland, wo ein höherer Anteil der 
Beschäftigten zuvor Löhne unterhalb des eingeführten Mindestlohnes verdienten, waren 
die Beschäftigungsverluste signifikant. Dagegen konnten in Westdeutschland keine 
negativen Beschäftigungseffekte festgestellt werden.  
 
Ragnitz und Thum kritisieren die mangelnde Datenlage für Westdeutschland und die 
Vernachlässigung der interdependenten Wirkungen des Mindestlohns in West-und 
Ostdeutschland. Früher hätten viele ostdeutsche Baufirmen durch niedrigere 
Arbeitskosten Aufträge in Westdeutschland gewonnen, durch den Mindestlohn wurde 
dieser Vorteil zunichte gemacht, diese Aufträge seien dann teilweise den westdeutschen 
Handwerkern zugeteilt worden.

56
 

 
 

5 Empirische Beobachtungen in ausgewählten Ländern 

5.1 USA 

 

Der Mindestlohn wurde in den USA im Jahre 1938 gesetzlich festgelegt. Es war eine 
Maßnahme der sogenannten New-Deal-Reformen des Präsidenten Franklin D. 
Roosevelts, die in der wirtschaftlich schwierigen Zeit nach der „Great Depression“ die 
sozialen Bedingungen verbessern sollten.

57
 

 
Seit dem 24. Juli 2009 beträgt der Mindestlohn 7,25 Dollar. Er ist geringer für Behinderte, 
Studenten, Jugendliche bis zum Alter von 20 Jahren in den ersten 90 Arbeitstagen und 
für Beschäftigte, deren Lohn gewöhnlich zu einem großen Teil aus Trinkgeldern besteht. 
Außerdem greift der Mindestlohn bei Unternehmen auch nur, wenn das Unternehmen 
mindestens 500.000 Dollar Umsätze tätigt. Diese Umsatzgrenze gilt nicht für im 
„Interstate Commerce“ tätige, das heißt mit anderen Bundesstaaten Handel treibende 
Unternehmen. Es gibt keinen die Höhe des Mindestlohnes betreffenden Automatismus, 
sondern für eine Anhebung ist ein Parlamentsbeschluss erforderlich, der durch die 
Unterschrift des Präsidenten zum Gesetz wird. Einige Bundesstaaten der USA haben 
eigene Mindestlohnsätze, diese gehen dem allgemeinen Regelsatz vor, soweit sie höher 
liegen. 

58
 

 
Bis Mitte der neunziger Jahre gab es unter amerikanischen Ökonomen Einigkeit über die 
beschäftigungsfeindlichen Folgen von Mindestlöhnen. Doch die Ergebnisse einiger 
neuerer Untersuchungen haben das verändert. Die Arbeitsmarktökonomen David Card 
(Berkeley) und Alan Krueger (Princeton) veröffentlichten 1994 im American Economic 
Review eine Studie über das Einstellungsverhalten im Schnellrestaurantgewerbe des 
amerikanischen Bundesstaates New Jersey.

59 
Ort und Gewerbe eigneten sich gut für 

eine solche Studie, denn in New Jersey wurde der Mindestlohn heraufgesetzt und die 
Löhne in diesem Gewerbe lagen meist unterhalb des neuen Mindestlohns. Es handelt 
sich um eine Querschnittstudie, sie basiert auf einer einmaligen telefonischen Befragung 
von 410 Schnellrestaurant-Geschäftsführern welche stichprobenartig ausgewählt wurden. 
Die Forscher machten sich zunutze, dass es eine Kontrollgruppe (Pennsylvania) gab, die 
von der Mindestlohnerhöhung nicht betroffen war. Die Auswirkungen der 
Mindestlohnanhebung konnten so isoliert und die Effekte anderer Einflussfaktoren, wie 
z.B. der Konjunktur, ausgeklammert werden.

60
 Das Ergebnis dieser Studie war, dass die 

Erhöhung des Mindestlohnes mit einem Anstieg der Beschäftigung in fast-food-
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Restaurants einherging.
61 

Kritiker zweifeln an der Verlässlichkeit der in der Studie 
verwendeten Daten

62
, trotzdem werden die Ergebnisse der klassischen Theorie von der 

neuen Empirie nicht zweifelsfrei gestützt. Eine Erklärung könnte sein, dass der 
Arbeitsmarkt monopsonistische Strukturen aufwies. Da aber in der Regel Unternehmen 
um Arbeitskräfte konkurrieren, ist dieser Erklärungsansatz für eine branchen- und 
industrieübergreifend angelegte Studie nicht geeignet. Möglich wäre es auch, dass der 
Mindestlohn die Unternehmen dazu zwang, bestehende Ineffizienzen zu reduzieren oder 
dass der Mindestlohn die Fluktuation verminderte, was die damit verbundenen Kosten 
eliminiert hätte. Jedoch sind Ineffizienzen in der Systemgastronomie unüblich und 
Kosteneinsparmöglichkeiten hätten die Unternehmen wohl auch ohne gesetzlichen 
Mindestlohn erkannt.

63
 

Die jeweilige Kritik an der Methodik der Gegenseite hat bisher zu keinem Konsens bei der 
Einschätzung der Beschäftigungswirkung des Mindestlohnes in den USA geführt. 
Neuester Beitrag in dieser wissenschaftlichen Kontroverse ist die Studie um Berkeley-
Professor Michael Reich, „Minimum Wage Effects Across State Borders: Estimates Using 
Contiguos Counties“. Hauptunterschied zu den bisherigen Studien ist, dass benachbarte, 
aber in unterschiedlichen Bundesstaaten liegende Landkreise miteinander verglichen 
werden. Dieses kleinteilige Vorgehen hat den Vorteil, dass sich die räumlich nahen 
Kontrollgruppen hinsichtlich ihrer ökonomischen Rahmenbedingungen sehr ähneln, sie 
aber unterschiedlichen Mindestlohnregelungen unterliegen. Schwachstelle der regionalen 
Fallstudie von Card/Krüger war ihre Geltung allein für Pennsylvania und New Jersey. Die 
neue Studie von Reich weist diese nicht mehr auf, da sie Landkreise aus ganz Amerika 
mit einbezieht. Diese umfangreiche neue Studie kommt zu dem Ergebnis, dass in den 
vergangenen 16 Jahren der Mindestlohn keinen negativen Beschäftigungseffekt auf die 
fast-food-Branche in den USA hatte. Ob dies auch für andere Branchen gilt, darauf legen 
sich die Autoren nicht fest.

64
 

 

5.2 Großbritannien 

 

Der nationale gesetzliche Mindestlohn (NMW – National Minimum Wage) wurde von der 
Labour-Regierung unter Premierminister Tony Blair mit Wirkung zum April 1999 
eingeführt. Die von der Regierung eigens dafür gegründete Low Pay Commission (LPC) 
hat die Aufgabe, die Folgen des Mindestlohnes auf Beschäftigung, Preise und 
Produktivität zu ermitteln und auf Basis dieser Ergebnisse die Regierung zu beraten 
sowie Empfehlungen über das Niveau der Höhe des NMW zu unterbreiten.

65
 Die 

Kommission setzt sich aus je drei Repräsentanten von der Arbeitgeberseite, den 
Gewerkschaften und der Wissenschaft zusammen, die von der Regierung bestellt 
werden. Die von der LPC empfohlene niedrige Einstiegshöhe des NMW wurde von der 
Regierung weitgehend übernommen. Dies hatte die Einführung eines allgemeinen 
Mindestlohnes in Höhe von 3,60 Pfund für Erwachsene sowie von 3,00 Pfund für 18 bis 
21-jährige zur Folge. Ein weiterer Mindestlohnsatz, der für 16-17-jährige gilt, wurde erst 
2004 eingeführt.

66 
Von der Einführung des Mindestlohnes profitierten circa 1,5 Millionen 

Arbeitnehmer, die vor dessen Einführung einen Lohn erhielten, der unter dem 
Mindestlohn lag. Der Mindestlohn für Erwachsene wurde in den folgenden Jahren 
sukzessive auf 5,35 Pfund, der für 18 bis 21-jährige auf 4,45 Pfund in 2006 erhöht. Die 
Höhe des 2004 eingeführten Mindestlohnes für 16-17 jährige ist mit 3,00 Pfund nach wie 
vor unverändert.  
 
Durch den NMW kam es zu einem signifikanten Anstieg der Löhne im 
Niedriglohnbereich.

67
 Er ließ nicht nur eine Verteilungsspitze auf dem jeweiligen 

Mindestlohnniveau entstehen, sondern auch eine zweite, die über dem Mindestlohnsatz 
liegt. Ausschlaggebend dafür war, dass viele Unternehmen nun mal nicht das Image 
eines „Mindestlohnzahlers“ aufweisen wollten und deshalb bereit waren Löhne zu 
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bezahlen, die über dem NMW liegen. Der Mindestlohn in Großbritannien hat also einen 
Einfluss auf die Verteilung der Lohneinkommen, so dass sich über die Mindestlohnpolitik 
in gewissen Grenzen auch die Kluft der Erwerbseinkommen verringern lässt.

68
 Da zwei 

Drittel der Mindestlohnbezieher Frauen sind, verringerte sich der geschlechterspezifische 
Lohnunterschied um 1%. Eine weitere große Gruppe der Begünstigten sind die 
Teilzeitbeschäftigten, deren relative Lage sich ebenfalls schneller als der Mittelwert 
verbesserte. Ebenfalls positiv entwickelt hat sich die Situation derer, die aufgrund der 
oben angesprochenen Befürchtung der Arbeitgeber nun einen Lohn erhalten, der über 
dem Mindestlohn liegt.

69
  

 
Trotz der Anhebung der Mindestlöhne sind keine negativen Auswirkungen auf die 
Beschäftigung nachweisbar. Zwischen 1999 und 2005 wurde der gesetzliche Mindestlohn 
um 40 Prozent erhöht, während gleichzeitig die Arbeitslosenquote um 25 Prozent 
gesunken ist. Dennoch kann nicht bewiesen werden, dass sich die Beschäftigung ohne 
den Mindestlohn weniger positiv entwickelt hätte. Der Beschäftigungsanstieg kann 
dadurch erklärt werden, dass die negativen Beschäftigungswirkungen im unteren 
Lohnsektor tendenziell durch die positive Entwicklung des Arbeitsmarktes aufgrund des 
Wirtschaftswachstums überkompensiert wurden.

70
 Zu beachten ist auch, dass lediglich 

1,4 Prozent der Beschäftigten in Großbritannien zum Personenkreis der 
Mindestlohnbezieher gehört und daher Beschäftigungsauswirkungen aufgrund des 
Mindestlohnes in größerem Umfang nicht möglich sind.

71
  

 
Eine wirtschaftspolitische Empfehlung lässt sich daraus allerdings nicht ohne weiteres für 
Deutschland herleiten, da entscheidende Unterschiede zwischen den Arbeitsmärkten 
bestehen. In Großbritannien ist der Arbeitsmarkt weitaus flexibler und es fehlt ein 
umfassendes System der Mindesteinkommenssicherung.

72
 

 

5.3 Frankreich 

 

Frankreich gehört zu den Ländern Europas, die auf eine besonders lange Tradition des 
gesetzlichen Mindestlohnes zurückblicken können. Bereits 1950 wurde der gesetzliche 
Mindestlohn eingeführt, der 1970 reformiert wurde und die Bezeichnung Salaire minimum 
interprofessionel de croissance (SMIC) erhielt. Bis auf wenige Ausnahmen, stellt der 
SMIC das kleinste zulässige Arbeitsentgelt dar.

73
 Der Mindestlohn in Frankreich wurde 

am 1.Januar 2011 um 1,6 Prozent auf 9 Euro pro Stunde erhöht.
74

 Er wird jährlich in 
Abhängigkeit von der Inflationsrate und der allgemeinen Entwicklung der Wirtschaft und 
der Einkommen angepasst, jedoch muss er sich mindestens in Höhe der Hälfte der 
allgemeinen Reallohnsteigerung erhöhen.

75
 Der Anteil der Mindestlohnempfänger in 

Frankreich beträgt gut 15 Prozent und ist damit nach Luxemburg der Höchste in der EU.
76

 
 
Zwischen dem Anstieg des SMIC und der Entwicklung der Einkommensverteilung im 
unteren Einkommensbereich lassen sich starke Parallelen erkennen. Direkt nach der 
Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes 1950 ging die Lohndispersion stark zurück, 
wonach sie ab Mitte der 1950er Jahre aufgrund des geringen Wirtschaftswachstums 
kontinuierlich anstieg, bis sie schließlich Mitte der 1960er ihren Höchststand erreichte. 
Nach weiteren Schwankungen in den folgenden Jahren kann im Ergebnis festgestellt 
werden, dass der relativ hohe Mindestlohn in Frankreich einen Beitrag zur Verringerung 
der Lohnspreizung geleistet hat.  
 
Verschiedene Studien kommen zu dem Ergebnis, dass durch den Mindestlohn und seiner 
regelmäßigen Anpassung Arbeitsplätze wegfallen.

77
 Insbesondere Jugendlichen und 
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Geringqualifizierten fällt es durch den Mindestlohn schwer, Arbeit zu finden. Daher wird er 
als Hauptursache für die stetig gewachsene Jugendarbeitslosigkeit genannt.

78
 2010 

erreichte die Arbeitslosenquote bei unter 25-jährigen über 22 Prozent und in der 
Gesamtbevölkerung circa 10 Prozent.

79
  

 
Die Wirkungen von Mindestlöhnen hängen entscheidend vom institutionellen Umfeld ab. 
Da die Bedingungen in Frankreich und Deutschland sehr ähnlich sind, eignet sich 
Frankreich besser als Beispiel für die Wirkungen eines gesetzlichen Mindestlohnes in 
Deutschland als die USA oder Großbritannien. In Frankreich sind die Arbeitsmärkte 
gleichsam inflexibel, die Kündigungsschutzbestimmungen ähnlich streng, die soziale 
Absicherung groß und die Abgabenbelastung für Niedriglohnbezieher hoch.

80
  

 

6 Schlussfolgerung 

 
Armut und Menschenwürde, Gleichstellung und Gerechtigkeit, alleinerziehende Mütter 
und skrupellose Unternehmen: Die Mindestlohnbefürworter haben schwere Geschütze 
vorgefahren und können sich der Zustimmung der Bevölkerungsmehrheit sicher sein. 
Eine seriöse Wirtschaftspolitik, die das im Stabilitätsgesetz definierte Ziel eines hohen 
Beschäftigungsstandes im Auge behält, sollte dennoch standhaft bleiben, denn der 
Mindestlohn könnte sich als Danaergeschenk erweisen. 
 
Deutsche Gewerkschafter sehen die kontrovers diskutierte Studie von Card/Krueger als 
Beweis dafür an, dass der Mindestlohn keine negativen Beschäftigungsauswirkungen 
hat. Doch Einigkeit besteht unter den Wissenschaftlern selbst für das eng umgrenzte 
amerikanische Schnellrestaurant-Gewerbe nicht. Hieraus wirtschaftspolitische 
Empfehlungen für Gesamtdeutschland abzuleiten ist verantwortungslos, zumal der 
amerikanische Arbeitsmarkt nur wenig mit dem stark regulierten deutschen vergleichbar 
ist. Etwas naheliegender ist der Vergleich mit Frankreich. Die dort herrschende 
Jugendarbeitslosigkeit ist direkt auf den SMIC zurückzuführen, gerade für Menschen mit 
wenig Berufserfahrung oder geringer Bildung ist die Schwelle zum Berufseintritt zu groß. 
Die Untersuchung der vom Mindestlohn betroffenen deutschen Bauwirtschaft zeigt in 
Ostdeutschland ebenfalls Arbeitsplatzverluste.  
 
Von einem Stundenlohn von unter fünf Euro kann man keine Familie ernähren, von 
einem Mindestlohn, den man nicht bekommt, aber auch nicht. Hier sollte die 
Allgemeinheit einspringen, denn einzelne Arbeitgeber dafür zu bestrafen, dass sie auch 
Arbeitsplätze für Geringqualifizierte bereitstellen, ist kontraproduktiv. Das größte 
Armutsrisiko ist Arbeitslosigkeit und von Arbeitslosigkeit sind besonders die 
Geringqualifizierten betroffen. Deshalb sollte eine zielgerichtete Wirtschaftspolitik bei der 
Bildung ansetzen. Dies würde die Ursachen der Armut bekämpfen, nicht nur die 
Symptome.  
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